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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 5 RS 78/11 B 
 
L 1 R 364/09 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 6 R 726/08 (SG Halle) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. April 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 22. September 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 22.9.2011 hat das LSG Sachsen-Anhalt einen Anspruch des Klägers auf Fest-

stellung der Zeit vom 27.10.1970 bis zum 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zur zusätzlichen 

Altersversorgung der technischen Intelligenz (AVItech) sowie der in diesem Zeitraum erzielten 

Entgelte im Überprüfungsverfahren verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf Verfahrensmängel iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Werden - wie vorliegend - im Gewand einer Verletzung des rechtlichen Gehörs (vgl dazu unten) 

Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) gerügt, muss die Be-

schwerdebegründung hierzu jeweils folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das 

Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, 

(2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer bestimmte Tatfragen als klä-
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rungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem betreffenden Beweisan-

trag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, 

(4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme und 

(5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich fehlerhaft 

unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten 

Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem 

anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). 

 

Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Denn sie ver-

säumt es bereits, Fundstelle und Wortlaut eines prozessordnungskonformen Beweisantrags 

wiederzugeben und darzulegen, der Kläger habe einen derartigen Beweisantrag bis zum 

Schluss der mündlichen Verhandlung vor dem LSG durch einen entsprechenden Hinweis zu 

Protokoll aufrechterhalten bzw - bei Einverständnis durch Urteil ohne mündliche Verhandlung - 

einen solchen Antrag wiederholt. Ein Beweisantrag - im hier maßgeblichen Sinn der ZPO - 

muss präzise aufzeigen, über welche im Einzelnen bezeichneten Punkte welcher Beweis 

erhoben werden soll. Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine bestimmte 

Tatsachenbehauptung und die Angabe des Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Deshalb genügt es nicht, dass die Beschwerde rügt, das 

LSG hätte sich aufgrund objektiver Umstände und seines - des Klägers - Vorbringen zu weiterer 

Sachaufklärung gedrängt sehen müssen. 

 

Der parallel erhobenen Gehörsrüge (§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG) kommt demgegenüber 

keine eigenständige Bedeutung zu. Denn mit ihr macht der Kläger im Kern ebenfalls 

mangelhafte Sachaufklärung geltend. Zwar kann der Anspruch auf rechtliches Gehör verletzt 

sein, wenn die Nichtberücksichtigung eines Beweisantrags im Prozessrecht keine Stütze mehr 

findet (vgl BVerfGE 50, 32, 35 f; 69, 141, 144). Allerdings dürfen auch in diesen Fällen die 

besonderen gesetzlichen Anforderungen an die Sachaufklärungsrüge durch ein Ausweichen 

auf die Gehörsrüge nicht umgangen werden (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 18 RdNr 6; 

Beschluss vom 22.10.2008 - B 5 KN 1/06 B - Juris RdNr 15). Andernfalls liefen die 

Beschränkungen, die § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG für die Sachaufklärungsrüge normiert, im 

Ergebnis leer (BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 12 RdNr 7). Deshalb hängt die Zulässigkeit der 

Beschwerde ausschließlich von den Voraussetzungen der Sachaufklärungsrüge ab. Den sich 

daraus ergebenden Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung - wie dargestellt - nicht 

gerecht. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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